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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der?° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 7° August 1974 durch den Vorsitzenden

Richter Dr„ B r o c k e, die Richter Dr° w i t t e
und Dr° G a g e 1 und die ehrenamtlichen Richter
W o 1 f f und H e i m a n n
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Teilurteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 41° August 4972 wird
zurückgewiesen°

Kosten der Revisionsinstanz sind nicht zu erstatten°
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Der im Jahre 4940 geborene Kläger, der eine kaufmännische

Lehre abgeschlossen und danach zehn Jahre als VerSiche—

rungskaufmann gearbeitet hatte‚ nahm am 4° Oktober 4970

das Studium an der Hochschule für Wirtschaft und Politik

(HWP) in Hamburg auf, das im Oktober 4973 mit der Prüfung

zum Betriebswirt (grada) abgeschlossen werden sollte.: Er

erhielt zunächst Studienförderung nach dem sogen°

“Honnefer Modell”, später nach dem Bundesausbildungs-

förderungsgesetz (BAföG) vom 260 August 4974o Er begehrt

außerdem Förderungsleistungen nach dem Arbeitsförderungs—

gesetz (AFG) vom 250 Juni 4969 (BGBl I 582) für die

Dauer des Studiumsc_8ein zunächst auf die Gewährung

eines zinslosen Darlehns gerichtetcr Antrag
vom 4° Juni

4970 wurde durch Bescheid der Beklagten vom 40° August

4970 mit der Begründung zurückgewiesen, dieses Studium

sei dem Bereich der beruflichen Ausbildung, nicht der

Fortbildung zuzurechnen und daher von der Förderung

ausgeschlossen (5'2 Abs° 6 Satz 5 der Anordnung des
Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit — BA —
über die individuelle Förderung der beruflichen Fort—

bildung und Umschulung vom 480 Dezember 4969 — AFuU

4969 — ANBA 4970, 85)° Der Widerspruch des Klägers war
erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 46° September 4970)°

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat durch Urteil vom
30° September 4974 die gegen den ablehnenden Bescheid

erhobene Klage mit der Begründung abgewiesen, das

Studium könne weder als Fortbildung noch als Umschulung

gefördert werdeno } ‘
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In der Berufungsinstanz hat der Kläger in erSter Linie
beantragt, ihm ab 4° Oktober 4970 Unterhaltsgeld zu
gewähren und die Ausbildungskosten nach 5 45 AEG zu er—

statten, hilfsweise, ihm Zuschüsse zu gewähren, und
höchst hilfsweise, ihm ein Darlehn zu gewähren°

Durch Teilurteil vom 44, August 4972 hat des Landes—
sozialgericht (LSG) die Berufung des Klägers gegen das
Urteil des SG insoueit zurückgewiesen, als es die An—
sprüche des Klägers auf Unterhaltsgeld und Erstattung

von Ausbildungskosten betriffto Zur Begründung hat es
folgendes ausgeführt: Der Kläger habe keinen Anspruch

auf Unterhaltsgeld und Erstattung von Ausbildungskosteno

Diese Leistungen sollten grundsätzlich nur für Maßnahmen

gewährt werden, die in spätestens zwei Jahren abge—

schlossen werden, gleich, ob sie inginzelfall als Fort«

bildung oder als Umschulung zu werten seien (5 44 Abs° 2

und 5 47 Abs° ; Satz 2 AFG)„ Das Studium des Klägers an
der HW? überschreite diesen zeitlichen Rahmen° Aller—

dings sei der Beklagten ein Ermessen eingeräumt, in Aus—
nahmefällen auch länger dauernde Bildungsmaßnahmen zu
fördern, da die Beschränkung nur für den Regelfall gelte°

Für das Studium des Klägers an der HWP lägen aber die in
5 6 Abs° 4 Satz 5 AFuU 4969 hierfür aufgestellten Aus—
nahmevoraussetzungen, daß nämlich die berufliche Fort—

bildung oder Umschulung auf andere Weise nicht verwirk—

licht wérdén könne und die Förderungsdauer drei Jahre
nicht überschreite, nicht vor° Abgesehen davon, daß

dieser Ausbildungsgang auch den Zeitrahmen von drei Jah—

ren noch geringfügig überschreite, könne der Abschluß_

"Betriebswirt (grad)? auch auf andere Weise erreicht

werden,-nämlich — wie der Kläger selbst vorgetragen habe —
durch ein Fernstudium mit anschließendem zweijährigen Voll—

zeitunterricht an der Deutschen Angestellten—Akademie

(DAA) in Großhansdcrf° Der einzige Unterschied, daß näm*‘
lich der Abschluß bei der HW? ohne weiteres, der bei der

..4_.
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DAA nur mit der Note "gut" zum Universitätsstudium be—

rechtige, sei für_die hier maßgebende Ausnahmeregelung

ohne Bedeutung„ Die Ablehnung der Förderung sei auch

nicht deshalb ermessehsfehlerhaft, weil die Beklagte
etwa vergleichbare Ausbildungsveranstaltungen fördere;

die Maßnahmen, auf die sich der Kläger hierfür berufe,

unterschieden sich gerade in zeitlicher Hinsicht von
seinem Studium an der HWP°

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision rügt der

Kläger eine Verletzung der Vorschriften über die För—
derung der beruflichen Bildung (5% 55 ff AFG)sund
bringt hierzu insbesondere vor: Bei den vom LSG heran—

gezogenen Sollvorschriften in 5 44 und 5 4? AFG handele

es sich nicht um Ermessensnormen; es komme lediglich

darauf an, ob die Anspruchsvoraussetzungen im übrigen

erfüllt seicno Das sei hier der Fall° Die Voraus—

setzungen der @ 34, 56 AFG — Geeignetheit der Maßnahme,

Eignung und Neigung des Klägers, arbeitsmarktpolitische
Zweckmäßigkeit — seien zweifelsfrei gegeben° Der Kläger,

der über eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine

angemessene Berufserfahrung verfüge, erfülle auch die

VorauSsetzungen der beruflichen Fortbildung‚ da er

durch das Studium seine beruflichen Kenntnisse erwei—

tern und einen beruflichen Aufstieg erreichen wolle°

Die Regelung der AFuU 1969‚_w0nach die Förderung eines

Hochschulbesuohs als Fortbildungsmaßnahme ausgeschlossen
sei‚ sei nicht durch eine gesetzliche Ermächtigung ge-

dachte Gehe man aber davon aus, daß das angestrebte Berufs—

ziel des Klägers etwas von Grund auf anderes sei als

seine bisherige kaufmännische Tätigkeit„ so handele es
sich um eine nach @ 47_AFG zu fördernde Umschulung°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und des Urteils des Sozialgerichts Hamburg
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‘vom 50° September 4974 sowie des

Bescheides der Beklagten vom
\40O August 4970 in der Fassung des

Widerspruchsbescheides vom 460 September

' 4970 die Beklagte zu verurteilen, dem
Kläger ab 40 Oktober 4970 Unterhaltsgeld

zu gewähren und die Ausbildungskosten
nach Maßgabe des 5 45 AFG zu erstatteno

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und auch

nach der Begründung des LSG für zutreffend° Darüber hin—

.aus‘trägt sie vor, die vom
Klägér_hier geltend gemachten

Ansprüche könnten schon deshalb nicht bestehen, weil sein

Studium weder als Fortbildung noch als Umschulung, son—

dern als Berufsausbildung, und zwar als schulische Aus-

bildung anzusehen sei, für die eine Förderung nach dem

AFG nicht in Betracht komme° Im übrigen fehle es auch an

der arbeitSmarktpolitischen Zweckmäßigkeito

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im übrigen und im
einzelnen wird auf den Inhalt der Revisionsbegründungs—

isowie der Revisionserwiderungsschrift Bezug genommen°

Die Beteiligten haben-sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes »SGG—)o'

II

Die Revision ist zulässig, jedoch nicht begründet„ Gegen—

stand des Revisionsverfahrens sind nur die vom Kläger er—
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hobenen Ansprüche auf Unterhaltsgeld (@ 44 AFG) und

Erstattung von Ausbildungskosten im Rahmen des

3 45 AFG, über die das LSG in dem angefochtenen Teil—

urteil entschieden hat° Der Kläger hat diese Ansprüche
erst in der Berufungsinstanz geltend gemacht, während

sein Klageantrég in der ersten Instanz allein auf die

Gewährung eines Darlehns gerichtet war° Da die Be—

klagte sich auf die neuen Anträge in der mündlichen

Verhandlung eingelassen hat (% 99 Abs° 2 SGG), hatte

das LSG jedenfalls darüber zu entsCheiden (@ 99 Abs° 1
SGG), ohne daß es darauf ankommt, ob es sich dabei um

eine Klageänderung oder nur um eine Erweiterung des

Klageantrags (% 99 Abso 5 Nr° 2 SGG) handelt° Das LSG

hat auch in der Sache zutreffend entschieden, daß dem

Kläger die genannten Ansprüche nicht zustehen°

Die Leistungen‚ um die es hier geht‚ können zur För—

derung der Teilnahme an Maßnahmen sowohl zur
Fortbil—>

dung als auch zur Umschulung gewährt werden° Im vor—
liegenden Fall kann es dahingestellt bleiben, ob sich

für den Kläger als kaufmännischen Angestehten das

Studium an der HWP als Fortbildungs— oder als Um—
schulungsmaßnahme darstellt und ob die jeweils hier—

rfür geltenden allgemeinen Förderungsvoraussetzungen

erfüllt sind oder nichto Der Anspruch auf die hier

streitigen Leistungen scheitert nach den Feststellun»

gen des LSG schon an den Vorschriften über die zeit»

liche Begrenzung der förderbaren Maßnahmen nach 5 M4

Abs° 2 und @ 47 Abs° 5 Satz 2 AFG iVm 9 6 Abs° 4
etc } AFuU 49690m

Nach 5 #1 Abs° 2 AFG "soll? die Teilnahme an einer

beruflichen Fortbildungsmaßnahme "in der Regel" nur
gefördert werden, wenn diese — ausgenommen sind Maß—

nahmen mit berufsbegleitendem Unterricht — nicht
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länger als zwei Jahre dauert° Nach 5 47 Abs° 5 Satz 2 AFG
"soll“ ebenfalls die Teilnahme an einer Umschulungsmaß—
nahme ”in der Regel“ nur gefördert werden, wenn diese
nicht länger als zwei Jahre dauert° Wie der Senat in

seinem Urteil vom 49° März 4974 — ? RAr 5/72 — dargelegt

hat„ begründet die Formulierung “soll in der Regel nur"

in $ 47 Absc 5 Satz 2 AFG — für die insoweit gleichlau—

tende Regelung in 5 41 Abs"° 2 AFG kann nichts anderes

gelten — kein Handlungsermessen der Beklagten° Vielmehr

bestimmt diese Vorschrift lediglich den Regelfall der

Dauer einer Maßnahme‚ wobei der Beklagten die Befugnis

eingeräumt wird, im Rahmen des 5.59 AFG durch Anordnung

die von diesem Regelfall abweichenden Ausnahmen generell

festzulegen, ohne damit aber den durch 5 4? AFG festge—

legten Rechtsanspruch auf Förderung in einen Ermessens—
anspruch umzuwandeln° Entgegen der Auffassung des LSG

besteht also im Rahmen der generellen Anordnung, die die

Beklagte hierzu getroffen hat‚ ein Rechtsanspruch auf

Förderung für den Ausnahmefall° Fach-% 6 Abs° 4 Satz 3
AFuUY4969 wird die Teilnahme an Maßnahmen, die bei Voll—
zeitunterricht zwei Jahre übersteigen? nur gefördert,

wenn die berufliche Fortbildung oder Umschulung auf

andere Weise nicht verwirklicht werden kann und die För—

derungsdauer drei Jahre nicht überschreitet° Bereits in

seinem Urteil vom 20° März 1975 (BSG 56‚ 4) hat der Senat

hierzu entschieden‚ daß der Begriff "Förderungsdauer" in

dieser Bestimmung "Dauer der zu fördernden Maßnahme" be—'

deutet‚ eine dreijährige Förderung länger dauernder Maß—

nahmen also nicht statthaft ist° Wie dort weiter darge*

legt‚ bindet diese Beschränkung der Förderungsfähigkeit

auch die Gerichte° Naeh der Rechtsprechung des Senats

(s° BSG55, 164 und 55‚ 262) sind die nach 55 59, 494
Abs° 5 AFG vom Verwaltungsrat der Beklagten erlassenen

Anordnungen autonome Satzungen, die Rechtsnormen enthal—

ten; diese sind verbindlich, soweit sie nicht gegen
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höherrangiges Recht verstoßen° Der Senat hat dazu (BSG

36, 1, 5) entschieden, daß sich die in 5 6 Abs„ 4
Satz 5 AFuU 1969 getroffene Regelung im Rahmen der

gesetzlichen Ermächtigung hält und auch das Grund—

recht der freien Berufswahl nach Art° 42 Grundgesetz
(GG) nicht verletzto Das gilt nicht nur hinsichtlich

der zeitlichen Beschränkung auf die Höchstdauer von
drei Jahren, sondern auch hinsichtlich der Bestimmung

des Ausnahmefalles dahin, daß die berufliche Fort—

bildung oder Umschülüng auf andere Weise nicht er—
reicht werden kann„ Die Regelung, daß von der zeit—
lichen Regelbégrenzung nur abgewichen werden soll}>

wenn das Ziel nicht auf andere Weise verwirklicht

werden kann„ ist durchaus sachgerecht und steht

nicht im Widerspruch zu gesetzlichen Vorschriften
oder zu Sinn und Zweck der beruflichen Bildungs-
förderung°

Hiernach ist es schon zweifelhaft, ob die Förderung
des Studiums an der HWP nicht schon deshalb ausge-
schlossen ist‚ weil es auch die Höchstdauer von

drei Jahren noch'überschreitet; Dazu bedürfte es
allerdings einer näheren Prüfung, worauf diese vom

LSGnur beiläufig erwähnte "geringfügige " Über—
sclreitung beruht° Möglicherweise handelt es sich

dabei nur um Beginn und Ende formeller Ein— und
Ausschreibungsfristen oder den vorsorgliCh€n Hin—
weis darauf, daß sichimöglicherweise für einen Teil
der Absolventen aus technischen Gründen der letzte'

_Prüfungstermin über den Dreijahreszeitpunkt hinaus—
schieben könnte° Darüber bedarf es jedoch im vorlie—

genden Fall keiner weiteren Ermittlungen° Das LSG hat

festgestellt, daß das Ziel des jedenfalls zwei Jahre mit

Vollzeitunterricht übersteigenden Studiums an der HW?auch
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auf andere Weise erreicht werden kann, nämlich durch
ein Fernstudium mit anschließendem zweijährigen Voll—

zeitunterricht an der DAA in Großhansdorfo Die Revision

hat in bezug auf diese Feststellung keine zulässigen

und begründeten Revisionsgründe vorgebracht, so daß

der Senat nach 5 165 SGGan ihren tatäschlichen Inhalt
gebunden ist° Es ist aber auch nicht zu erkennen, daß

Vdas LSG insoweit den 5 6 Abs; 4 Satz 5 AFuU 4969 un—
richtig ausgelegt oder bei der vergleichenden Bewertung

der beiden Lehrgänge einen unrichtigen Maßstab ange—
legt haben könnte (zur Vergleichbarkeit von Bildungs—

maßnahmen 50 Urteil des erkennenden Senats vom

7° August 4974 — 7 RAr 54/72 —)a Dabei ist dem LSG
darin beizupflichten, daß der einzige von

ihm hinsicht—

lich der Gleichwertigkeit der beiden Ausbildungsgänge

‚festgestellte Unterschied‚ daß nämlich der Abschluß

an der HW? stets, der an der DAA nur bei dem Prädikat
“gut” zum Universitätsstudium berechtigt‚ hier ohne

Bedeutung ist° Im Rahmen der beruflichen Fortbildung

oder Umschulung kommt es nämlich allein auf die beruf—

liche Qualifikation an° Als Vorbereitung zur Hochschul—
reife könnte die Maßnahme nach dem AFG ohnehin nicht

‚gefördert werden, zumal unter Einbeziehung eines Univer-

sitätsstudiums die Gesamtdauer der Ausbildung noch we—
sentlich verlängert werden würden Daß das LSG bei

seiner Entscheidung von einer Ermessensregelung aus—

gegangen ist, hat im Ergebnis hier keine Bedeutung;

handelt es sich nicht um eine Ermessensregelung, so

ist der erhobene Anspruch erst recht unbegründet°

Der Urteilsausspruch des angefochtenen Teilurteils ist
insofern nicht korrekt gefaßt‚ als darin die Berufung

wegen der Ansprüche zurückgewiesen wird, über die das

SG nicht entschieden hatte° Für das Ergebnis ist der
Ausspruch aber so klar und eindeutig, daß eine eher
verwir‘ende Neufassung nicht geboten erscheint° Die

Revision war daher zurückzuweisend

—4o-
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Für die nur das Teilurteil betreffende, unbegründete

Revision war über die Kosten gesondert zu entscheiden;

die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°

Dr° Brocke Dr„ Witte

zugleich für Richter am
Bundessozialgericht
Dr„ Gagel, der wegen Urlaubs
verhindert ist, seine Unter—
schrift beizufügen°
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